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− Es gilt das gesprochene Wort − 

 

Anfang August wurde am Flughafen Leipzig/Halle eine mit Sprengstoff beladene Drohne entdeckt. Damit wurde end-

gültig klar: Hybride Angriffe sind mitten in Deutschland angekommen. Die Zeitenwende ist kein abstraktes Konzept – 

sie ist ein historischer Umbruch, der unsere Sicherheit bedroht. 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Sehr geehrte Gäste, 

vor diesem Hintergrund wird die Forderung lauter, dass Wissenschaft mehr zu unserer Verteidigung beitragen soll. 

Doch in Deutschland tun sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler oft schwer, berechtigte Sicherheitsinteressen 

zu adressieren. Das hat historische Gründe. Das letzte Jahrhundert war von zwei verheerenden Weltkriegen geprägt. 

Auch ein Teil der Wissenschaft war daran aktiv beteiligt. Und nach der Entdeckung der Kernspaltung wurde weithin 

sichtbar, wie eine Erkenntnis aus der Grundlagenforschung auf beispiellos destruktive Weise verwendet werden kann. 

Diese Erfahrungen führten zu der tiefen Überzeugung, dass man mit Wissen verantwortlich umgehen muss. Aus dieser 

Verantwortung heraus positionierten sich im Jahr 1957 Otto Hahn, Werner Heisenberg, Carl Friedrich von Weizsäcker 

und andere gegen eine nukleare Bewaffnung der Bundesrepublik. 

Im Kalten Krieg entging die Menschheit dann mehrmals nur knapp der nuklearen Katastrophe. Die Bundesrepublik 

vertraute auf das westliche Bündnis, bis diese Epoche 1991 mit dem Zerfall der Sowjetunion endete. Am Ende des 20. 

Jahrhunderts hat sich dann die Staatengemeinschaft zur Verantwortung der Wissenschaft positioniert. In der UNESCO-

Erklärung von 1999 wurde die Idee einer „Wissenschaft für den Frieden“ formuliert. Wissenschaft soll Menschenrech-

te respektieren, internationale Kooperationen fördern und mit den Folgen des Fortschritts verantwortungsvoll umge-

hen. Damit war ein normativer Leitgedanke gefasst. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

das führt mich zu einer fundamentalen Frage, die für die Wissenschaft insgesamt von zentraler Bedeutung ist: Wie soll 

Wissenschaft heute dem Frieden dienen? Es reicht eben nicht, nur zu fragen, wie Wissenschaft zur Sicherheit beitra-

gen kann. Wir müssen die Frage viel weiter fassen. Denn schon die Präambel des Grundgesetzes verpflichtet uns dazu,  

dem Frieden der Welt zu dienen. 

Doch was verstehen wir unter Frieden? Frieden ist ja viel mehr als die Abwesenheit von Krieg. Frieden bedeutet für 

uns auch eine Ordnung, in der wir frei leben, unsere Zukunft gestalten und Konflikte ohne Gewalt austragen können. 

Ausgehend von diesem Friedensbegriff will ich drei Antworten auf die Frage geben, wie Wissenschaft heute dem Frie-

den dienen soll. 

Erstens: Wissenschaft soll Angriffe und Konflikte verstehen. Das ist heute von besonderer Bedeutung. Denn der klassi-

sche, zwischenstaatliche Krieg wich ab dem 11. September 2001 neuartigen, asymmetrischen Konflikten. Es entstand 

eine Logik des hybriden Angriffs, der ohne Kriegserklärung und ohne offene militärische Aggression geschieht. Aller-

dings: Wenn Spionage, Desinformation, Sabotage, Proxies, Brandstiftung, Störsender oder Cyberangriffe eingesetzt 

werden, dann wird Frieden bedroht – auch ohne Krieg. Dann verschwimmen die Grenzen zwischen Frieden und Krieg. 

Wir verstehen zu wenig, was diese neuen Konflikte ausmacht, warum sie eskalieren und wie sie verhindert werden 

können. 

Erlauben Sie mir nur ein paar offene Fragen dazu: Ist der Angriff einer Hackergruppe bereits ein kriegerischer Akt? 

Gegen wen richtet man eine Abschreckung, wenn der Angreifer eine dezentrale Terrororganisation ist? Wie begegnen 

wir KI-generierter Desinformation, illegalen Finanzströmen oder digitaler Vulnerabilität? Um solche Fragen zu adres-

sieren, braucht es verstärkte Anstrengungen in den Sozial-, Politik- und Rechtswissenschaften, vor allem auch an den 

Grenzen zu den Natur- und Technikwissenschaften. Doch klar ist auch: Allein auf solche Konfliktforschung zu setzen, 

greift viel zu kurz. Das wäre, als würde die Medizin nur Diagnosen stellen, ohne eine Therapie anzubieten. 

Das führt mich zu meiner zweiten Antwort: Wissenschaft soll helfen, den Frieden in Freiheit zu verteidigen. Ich bin 

überzeugt: Wir müssen uns besser gegen Angriffe verteidigen können, um unsere freiheitlich-demokratische Grund-

ordnung zu schützen und die Freiheit von Justiz, Presse und Wissenschaft zu sichern. Für diese Verteidigung wird Wis-

senschaft benötigt. Denn die neuen Multivektorangriffe nutzen häufig Hochtechnologie. Ob militante KI-Agenten, 

Ransomware oder Wiper-Angriffe: Solchen Bedrohungen kann man nur mit Hochtechnologie begegnen – und die 

kommt oft aus der Wissenschaft. 

Das führt mich zu der Frage, wie Wissenschaft mehr zur Verteidigung beitragen kann. Ich sehe dafür zwei Möglichkei-

ten. Zum einen sollte Verteidigungsfähigkeit gezielt durch Forschungsprojekte gestärkt werden. Dazu müssen Aus-

gründungen sowie Kooperationen mit Bundeswehr, NATO oder Industrie erleichtert werden. Im Moment werden die 

Potentiale nicht ausgeschöpft. Nur ein Beispiel: In der Max-Planck-Gesellschaft liegt der Anteil der Drittmittel für Ver-

teidigungsforschung unter einem Prozent. Zum anderen sollten wir für Verteidigung auch neues Wissen nutzen, das 
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sich im Laufe der Forschung zufällig als sicherheitsrelevant entpuppt. Um dieses Potential aus der Breite der For-

schung zu heben, brauchen wir ein unbürokratisches Anreizsystem. 

Beide Möglichkeiten sollten proaktiv entwickelt werden. Ich will dazu einige Vorschläge unterbreiten: Das Innovati-

onszentrum der Bundeswehr könnte Forschungsthemen definieren und die Durchführung von Projekten in einem 

geschützten Rahmen ermöglichen. Eine Organisation, die mit der Begutachtung von Forschungsanträgen vertraut ist, 

sollte deren wissenschaftliche Qualität beurteilen und die Mittel wettbewerblich vergeben. Zudem brauchen wir eine 

klare Aufgabenteilung bei den Behörden und die Zusammenarbeit der beteiligten Ressorts. Und die Wissenschaft 

muss im nationalen Sicherheitsrat vertreten sein. 

An diesem Punkt stellt sich nun eine weitere, wichtige Frage: Stehen die Zivilklauseln, die es an rund 70 Universitäten 

und Hochschulen gibt, solchen Forderungen nach mehr Verteidigungsforschung im Wege? Das scheint mir nicht der 

Fall zu sein. Denn zum einen kann man sich auf die Wissenschaftsfreiheit berufen, um ein Projekt in der Verteidigungs-

forschung durchzuführen. Zum anderen ist die strikte Trennung von ziviler und militärischer Forschung, wie sie Zivil-

klauseln fordern, meist gar nicht möglich. Deshalb ist der Begriff Dual Use auch nicht hilfreich. Denn neues Wissen 

wird praktisch immer irgendwann und auf verschiedene Weise zur Anwendung kommen. Es geht nicht einfach um zivil 

oder militärisch. Es geht immer darum, mit neuem Wissen verantwortlich umzugehen. Deshalb schlage ich vor, Zivil-

klauseln als Appell zu verstehen. Sie ermahnen uns, dass Wissenschaft dem Frieden dienen soll – auch durch einen 

sorgfältigen Umgang mit Verteidigungsforschung. 

Die Max-Planck-Gesellschaft hat keine Zivilklausel. Doch wir haben uns im Jahr 2010 eine Selbstverpflichtung gegeben. 

Mit unseren Regeln zum verantwortlichen Umgang mit Forschungsfreiheit und -risiken haben wir auch eine Kommis-

sion für die Ethik sicherheitsrelevanter Forschung geschaffen. Wir bringen Forschende in die Verantwortung, bieten 

aber zugleich auch Beratung an. Dieses Vorgehen wurde 2014 durch die Leopoldina und die Deutsche Forschungsge-

meinschaft zum bundesweiten Standard erhoben. Mittlerweile haben mehr als 120 Einrichtungen vergleichbare Gre-

mien. 

Mir ist wichtig, dass wir diejenigen, die sich nach Reflexion für Verteidigungsforschung entscheiden, nicht stigmatisie-

ren. Im Gegenteil: Sie verdienen unseren Respekt. Denn sie bringen ihr Wissen zum Schutz von Leib und Leben ein. 

Auf der anderen Seite darf niemand zu Verteidigungsforschung verpflichtet werden. Das sieht auch die Justiz so. Am 3. 

März 2026 erklärte der Bayerische Verfassungsgerichtshof, dass man die Zusammenarbeit von Hochschulen mit der 

Bundeswehr nicht verbindlich vorschreiben darf. 

 

Sehr geehrte Gäste, 

ich will noch eine dritte Antwort auf die Frage geben, wie Wissenschaft heute dem Frieden dienen soll: Wissenschaft 

soll Frieden durch Zusammenarbeit fördern. Wissenschaft ist ihrem Wesen nach ein Friedensprojekt. Sie verbindet 
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Menschen über Grenzen und Kulturen hinweg, ob diese nun kooperieren oder sportlich-fair konkurrieren. Wissen-

schaft schafft so selbst eine Kultur des Friedens. 

Nie werde ich vergessen, wie in meiner Forschungsgruppe eine russische Mitarbeiterin und ein ukrainischer Mitarbei-

ter nach dem russischen Angriff auf die Ukraine weiter vertrauensvoll zusammenarbeiteten. Das geschieht im Kleinen 

wie auch im Großen. Ein Beispiel ist der Teilchenbeschleuniger CERN in Genf. Dort arbeiten Dutzende von Nationen 

zusammen – darunter auch die Rivalen USA und China. So kann Wissenschaft Gesprächskanäle offenhalten, die auf 

anderen Ebenen fehlen. Darin liegt ein bedeutender Beitrag zum Frieden. Damit ist klar: Wir müssen auch mit For-

schenden zusammenarbeiten, die nicht in einer liberalen Demokratie zu Hause sind. Denn die großen Herausforde-

rungen unserer Zeit – allen voran der Klimawandel – werden wir nur durch Kooperation bewältigen. 

Allerdings darf die Bereitschaft zur Kooperation nicht mit Naivität verwechselt werden. Internationale Zusammenar-

beit setzt voraus, dass Chancen und Risiken erkannt und abgewogen werden. Wir brauchen ein wirksames De-Risking: 

eine Reduktion der Risiken, die Kooperationen ermöglicht und unsere Werte schützt. Das bedeutet für die Max-

Planck-Gesellschaft: In der Zusammenarbeit mit China schauen wir genau hin. Mit wem kooperieren wir? Zu welchem 

Thema? Woher kommt das Geld? Wir haben ein Prüfsystem entwickelt, das eine Nähe zum Militär oder zu staatlicher 

Überwachung anzeigt. Eine Servicestelle führt Hintergrundchecks zu den Partnern durch. Und komplizierte Fälle be-

wertet ein Beratungsgremium. 

Doch nicht jede Einrichtung kann ein De-Risking-System aufbauen. Deshalb ist es gut, dass nun eine nationale Platt-

form für Forschungssicherheit etabliert wird. Sie hat beratende Funktion, wobei die Entscheidung über Kooperationen 

bei den Institutionen verbleibt. Hier schließt sich der Kreis. Denn nur wenn wir sicherstellen, dass Erkenntnisse nicht in 

die falschen Hände gelangen, können wir sie für unsere Sicherheit nutzen. 

 

Meine Damen und Herren, 

ich fasse zusammen. Ich habe drei Antworten auf die Frage gegeben, wie Wissenschaft heute dem Frieden dienen soll: 

Wissenschaft soll Angriffe und Konflikte verstehen. Sie soll helfen, den Frieden in Freiheit zu verteidigen. Und sie soll 

Frieden durch Zusammenarbeit fördern. Denn Frieden stellt sich nicht von alleine ein. Frieden entsteht dort, wo Men-

schen immer wieder neu die Voraussetzungen für Frieden schaffen. 

Vielen Dank. 


